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Wir theilen den P. T. Abonnenten mit, daß vom 1. Jänner 1899 
an die Adminiſtration und Expedition dieſer Zeitſchrift von der 
Verlagsbuchhandlung Moritz Perles in Wien übernommen wird. 

Die P. T. Abonnenten werden daher erſucht, ihre Präunmeratious⸗ 


eruenerung für 1899 an die Verlagsbuchhandlung Moritz Perles, 


Wien, I., Seilergaſſe 4, zu richten. 
Der Präunmeratiouspreis iſt unverändert geblieben. 


Inhalt: 
Zum Rechte der Zahntechniker. 
Mitthejlungen aus der Praxis. 

Unterſagung der Bildung eines Vereines (Rechtshilfe⸗Vereines in Krakau] auf 
Grund § 6 des Vereinsgeſetzes vom 15. November 1867, weil die ſtatu⸗ 
tariſchen Beſtimmungen über den Vereinszweck die Entfaltung einer geſetz⸗ 
widrigen Vereinsthätigkeit (die Unterſtützung einer nach § 1, lit. b der 
Miniſterial⸗Verordnung vom 8. Juni 1857 über Winkelſchreiber unzuläſſigen 
Thätigkeit) nicht ausſchließen. 

Für die Anwendung der Beſtimmungen des S 30 des Geſetzes vom 25. De⸗ 
cemiber 1894, R. G. Bl. Nr. 1 ex 1895, rückſichtlich der Berechnung der im 
Gendarmeriedienſte zugebrachten Dienſtzeit kommt es nicht auf das Datum 


der Penſionirung, ſondern auf den Zeitpunkt der Conſtatirung der Inva⸗ 
lidität, beziehungsweiſe des Berſorgungsanſpruches an. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Zum Rechte der Zahntechniker. 


Dieſes Thema hat der als Commentator des öſterreichiſchen Ge— 
werberechtes bekannte Magiſtrats-Obercommiſſär Dr. Alois Heilinger 
in einem kürzlich unter dem Titel „Das Recht der Zahutechniker, Rechts— 
gutachten“ *) erſchienenen Broſchürchen eingehend beſprochen. 

Der genannte Verfaſſer hat ſich in dem eitirten Gutachten die 
Aufgabe geſtellt, die zahlreichen einſchlägigen, ſich theilweiſe wider— 
ſprechenden normativen Beſtimmungen und darauf fußenden Entſchei— 
dungen einer Kritik zu unterziehen und das thatfächlich beſtehende 
Recht der Zahntechniker klarzuſtellen. Derſelbe iſt jedoch — wie uns 
ſcheint — zu einer irrigen Auffaſſung dieſes Rechtes, ſoweit es eben 
thatſächlich beſteht, gelangt, während allerdings ſeine Anſchauung de 
lege ferenda höchſt beachtenswerth iſt. 

Der Verfaſſer beginnt mit einer Interpretation der kaiſ. Ent⸗ 
ſchließung vom 10. September 1842, Pol. Geſ. Slg. Bd. 70, welche be- 
ſtimmte, „daß den blos zur Verfertigung künſtlicher Zähne und Gebiſſe 
berechtigten Technikern Vorrichtungen und Operationen im Munde des 
Menſchen nicht geſtattet, ſondern als Curpfuſchereien ſtrenge nach den 
Geſetzen zu behandeln, für die Zukunft aber ſelbſtändige Conceſfionen 


) Vergl. Literaturbericht in Nr. 50 des lauf. Jahrg. diefer Zeitſchrift. 


zur Verfertigung künſtlicher Zähne und Gebiſſe bloßen Technikern nicht 
zu ertheilen find“. 

Er glaubt hiebei auf den angeblich weſentlichen Unterſchied zwiſchen 
dem in dieſer kaiſ. Entſchließung gebrauchten Ausdrucke „Vorrichtungen“ 
und dem in ſpäteren Verordnungen und Entſcheidungen angewendeten 
Ausdrucke „Ver richtungen“ aufmerkſam machen zu ſollen, und verſucht 
die für die Zahntechniker wiederholt in ungünſtigem Sinne gefällten 
Entſcheidungen auf die Nichtbeachtung dieſes Unterſchiedes zurückzuführen. 
Der Verfaſſer behauptet, daß unter dem Begriffe „Vorrichtungen“ 
„nach deſſen natürlichem Sinne — gegenſätzlich zu Operationen — die 
dem Abdrucknehmen und Einſetzen künſtlicher Zähne und Gebifſe im 
Munde des Menſchen vorausgehende Vornahme von kleineren nöthigen 
mechauiſchen Vorarbeiten, bezw. Eingriffen, als Abfeilen, Ab⸗ 
ſprengen oder Entfernen alter Zähne oder loſer Zahnwurzeln ꝛc.“ zu 
verſtehen ſei, und deducirt hieraus, daß anderweitige Verrichtungen, wie 
das Maßnehmen und Anprobiren im menſchlichen Munde, unter dieſen 
Vorrichtungen nicht verſtanden, und — weil nicht ausdrücklich ver- 
boten — daher erlaubt waren. 

Dieſer Anſicht können wir uns keinesfalls anſchließen. Man ver- 
ſteht heute unter einer „Vorrichtung“ im natürlichen Sinne über⸗ 
haupt keine Handlung, ſondern eine Sache, mit deren Zuhilfe⸗ 
nahme wir beſtimmte mechaniſche Wirkungen erzielen wollen, kurz das, 
was man auch mit dem Worte „Apparat“ bezeichnet. Dieſen Sinn 
konnte die kaiſerl. Entſchließung vom Jahre 1842 in den bezeichneten 
Ausdruck nicht gelegt haben, und muß daher angenommen werden, daß 
„Vorrichtungen“ hier — wahrſcheinlich dem damaligen Sprachgebrauche 
gemäß — gleichbedeutend war mit „Verrichtungen“. Es iſt weiters 
ſehr gewagt, wenn der Herr Verfaſſer nach einer von ihm aufgeſtellten 
Definition des Begriffes „Vorrichtungen“ gewiſſe Arbeiten, wie das 
Abkneipen und Ausziehen von Zahnwurzeln ꝛc., den Operationen ent⸗ 
gegenſtellt, obgleich dieſe Arbeiten allgemein als Operationen, wenn auch 
geringfügigerer Art, angeſehen werden, und wenn er andere Verrich— 
tungen, wie das Maßnehmen und Anprobiren für die Erſatzſtücke oder 
Gebiſſe als erlaubt hinſtellt. 

Daß vielmehr unter dem Begriffe „Vor richtungen“ nichts an— 
deres als die gewöhnlichen, keinen Eingriff in die phyſiſche Befchaffen- 
heit des Mundes und feiner Gebilde bezweckenden Verrichtungen, alſo 
z. B. das Maßnehmen oder Anprobiren des fertigen Gebiſſes, gemeint 
ſein ſollte, und daß dem Zahntechniker daher nur die Erzeugung 
der Gebiſſe oder Erſatzſtücke zugeſtanden wurde, dafür ſpricht eben der 
ganze ſtrenge Sinn der bezogenen kaiſerl. Entfchließung, welche pro 
futuro derlei Conceſſionen überhaupt nicht mehr an bloße Techniker 
hinauszugeben geſtattete, offenbar in der Erkenntniß, daß bei der 
Schwierigkeit einer ſtrengen Durchführung und Ueberwachung dieſer An⸗ 
ordnungen zahlreiche Uebergriffe ſtatthaben würden. 

Erſt durch die Beſtimmung des § 37 der Gewerbeordnung 
v. J. 1859, daß jeder Gewerbetreibende das Recht hat, alle zur voll⸗ 
kommenen Herſtellung ſeiner Erzeugniſſe nöthigen Arbeiten zu vereinigen, 
wurde auch das Zahntechnikergewerbe mit weiteren Befugniſſen ausge⸗ 
ſtattet. Hierunter können aber immerhin nur Befugniſſe gewerblicher 
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Natur und nicht ſolche verſtanden werden, welche als Eingriffe in die 
phyſiſche Beſchaffenheit des menſchlichen Mundes, alſo als Operationen, 
in die Zahnheilkunde gehören. Inſoferne dieſe letzteren eben nicht unter 
die Beſtimmungen der Gewerbeordnung fallen, konnte die Gewerbe— 
ordnung v. J. 1859 der kaif. Entſchließung v. J. 1842 nur inſoferne 
derogiren, daß fie abgefehen von der Charakteriſirung des Zahntechniker— 
gewerbes als eines freien Gewerbes anch das Maßnehmen und 
Anprobiren im menſchlichen Munde als gewerbliche Arbeiten von 
nun au geſtattete. Die Vornahme von Operationen, wozu gewiß auch das 
Extrahiren von ſchadhaften Zähnen oder Zahnwurzeln, das Abkneipen 
von Zahn- und Zahnwurzelſpitzen ꝛc. zählt, blieb nach wie vor Befugniß 
der Zahnärzte. Der allerdings zu Mißdeutungen Anlaß gebende § 57 
der Gewerbeordnung wurde jedoch ſeitens der Zahntechniker mit Unrecht 
im allerweiteſten Sinne interpretirt und trug ſo zur weſentlichen Ver— 
mehrung der Streitigkeiten zwiſchen Zahntechnikern und Zahnärzten bei. 

Dieſe Controverſen ſollten nun mit der Miniſterial-Verordnung 
vom 20. März 1892, R. G. Bl. Nr. 55 beſeitigt werden. Dieſelbe normirt, 
daß das Zahntechnikergewerbe die gewerbsmäßige mechaniſche Herſtellung 
von künſtlichen Zähnen, von Erſatzſtücken für den menſchlichen Mund 
und von Beſtandtheilen ſolcher Erſatzſtücke umfaßt; fie beſtimmt weiters, 
daß der Zahntechniker berechtigt iſt, die Abdrucknahme und die An— 
paſſung von Zahnerſatzſtücken im vollkommen geſunden menſchlichen Munde 
ſelbſtändig auszuführen; fie unterſagt demſelben jedoch irgendwelche Ver— 
richtungen in dem nicht vollkommen geſunden Munde des Menſchen, 
oder auch bei vollkommen geſundem Zuſtande des Mundes irgend welche 
die Beſchaffenheit der Gebilde desſelben verändernde Eingriffe (wie Ab— 
kneipen von Zahn- und Zahnwurzelſpitzen, Abfeilen, Reinigen und Con⸗ 
ſerviren von Zähnen, Entfernen ſchadhafter Wurzeln u. ſ. w.) vorzu⸗ 
nehmen. 

Die Verordnung ſcheidet demnach genau diejenigen Verrichtungen, 
welche in die Zahnheilkunde fallen, von jenen Verrichtungen gewerblicher 
Natur, zu deren Vornahme die Zahntechniker ſeit der Geltung der Gewerbe— 
ordnung berechtigt waren, und zählt zu den erſteren alle Verrichtungen 
in dem nicht vollkommen geſunden Munde oder bei vollkommen geſundem 
Zuſtande des Mundes auch das Abkueipen von Zahu- und Zahnwurzel⸗ 
ſpitzen ꝛc. Und in dieſer Unterſcheidung liegt eben der Schwerpunkt der 
Frage, deren Entſcheidung nicht dem einzelnen Gewerbetreibenden über⸗ 
laſſen werden durfte. 

Wenn nun der Herr Verfaſſer anerkennt, daß das k. k. Handels⸗ 
miniſterium im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium des Innern 
berechtigt war, dieſe declarative Beſtimmung des Berechtigungsumfanges 
des Zahntechnikergewerbes vorzunehmen, ſo können wir ſeiner Anſicht 
nicht beipflichten, daß hiedurch der in der Gewerbeordnung bezeichnete 
Umfang dieſes Gewerbes widerrechtlich abgeändert worden ſei, da ja 
die in die Heilkunde gehörigen Verrichtungen durch die Gewerbeordnung 
den Zahutechnikern niemals zugeſtanden werden konnten und zugeſtanden 
worden ſind, demnach auch dieſe Beſtimmung der Miniſterialverordnung 
vom Jahre 1892 mit der Beſtimmung des §S 37 Gew. Odg. nicht im 
Widerſpruche ſteht. Sie hat vielmehr nicht einmal die Beſtimmung des 
§ 37 Gew. Odg. erläutern wollen, ſondern die in der bis heute theil— 
weiſe zurecht beſtandenen kaiſ. Entſchließung vom Jahre 1842 angewendeten 
Ausdrücke „Vorrichtungen und Operationen“ declarirt. 

Die thatſächlich heute beſtehenden Befugniſſe des 
Zahutechnikergewerbes find daher durch die Min. Vdg. vom Jahre 1892 
weder neu ertheilt noch in ihrem ſeit der Gewerbeordnung beſtehenden 
Umfange geſchmälert worden. Sie wurden lediglich, wie fie nach dem 
Zuſammenhalte der kaiſ. Entſchließung vom Jahre 1842 und der Beſtim 
mungen der Gewerbeordnung beftanden und noch beſtehen, klargeſtellt. 

Gegen dieſe Ausführungen könnte vielleicht der Einwand erhoben 
werden, daß fie in der Frage des Berechtigungsumfanges des Zahn 
techuikergewerbes keine neuen Geſichtspunkte eröffnen. Dies war jedoch 
auch nicht unſere Abſicht; wir wollten vielmehr nur den Gedaukengang, 
wie er ſeit Jahren ſeitens der Adminiſtrativbehörden und des k. k. Ver— 
waltungsgerichtshofes eingehalten wurde, nach den beſtehenden Normen 
zu rechtfertigen und die allerdings neue, aber irrige Anſchauung des Ver— 
faſſers zu widerlegen verſuchen. 

Dagegen ſind wir entſchieden der Anſicht, daß die durch die 
Mein. Vog. vom Jahre 1892 den Zahntechnikern unterſagten Verrich— 
tungen im gefunden menſchlichen Munde, wie das Abkneipen und 
Abfeilen von Wurzelſpitzen ꝛc., alſo Operationen, durch welche dem 
Munde nicht leicht ein Schaden zugefügt werden kann, in Zukunft den 
Zahntechnikern mit vollſter Beruhigung eingeräumt werden können, und 


ſpricht hiefür auch die langjährige Erfahrung, daß ſolche Verrichtungen 
von Zahntechnikern mindeſtens mit ebenſo großem Geſchicke vorgenommen 
wurden, wie von den Zahnärzten. 

De lege ferenda wäre daher eine eingreifende Remedur der dies⸗ 
bezüglichen Normen in dieſem Sinne dringend zu wünſchen. Doch könnte 
dieſe Aenderung in dem Umfange der Gewerbsberechtigung der Zahn— 
techniker nach den obigen Ausführungen nicht im Verordnungswege, 
ſondern, da es ſich auch um die Beſeitigung eines Geſetzeskraft be- 
ſitzenden Hofkanzlei⸗Decretes, mit welchem eben die obeitirte kaiſ. Ent⸗ 
ſchließung vom Jahre 1842 hinausgegeben wurde, handelt, nur im 
legislativen Wege vor ſich gehen. 

Was die normativen Beſtimmungen über die Erlangung dieſer 
Gewerbeberechtigung nach dem geltenden Rechte betrifft, ſo ſind wir voll— 
kommen der Anſicht Dr. Heilinger's, daß dieſe Gewerbsconceſſion ſeitens 
der politiſchen Behörde I. Inſt. und nicht ſeitens der Landesſtelle zu 
verleihen iſt, da der §S 141 Gew. Odg. keine diesbezügliche Verfügung 
trifft. In dieſer Beziehung hat allerdings die Min. Vog. vom 
20. März 1892 R. G. Bl. 55 eine ungeſetzliche Beſtimmung getroffen 
und iſt daher in dieſem Punkte rechtlich wirkungslos. 

Es wäre demnach dringend zu wünſchen, daß dieſer adminiſtrative 
Fehler baldigſt befeitigt wird, u. zw. gleichzeitig mit der endlichen Re⸗ 
gelung des Rechtes der Zahntechniker im legislativen Wege. 

Dr. Alois Tiſchler, Magiſtrats-Concipiſt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


nuterſagung der Bildung eines Vereines (Rechtshilfe⸗Vereines in 

Krakau) auf Grund 86 des Vereinsgeſetzes vom 15. November 

1867, weil die ſtatutariſchen Beſtimmungen über den Vereinszweck 

die Entfaltung einer geſetzwidrigen Vereinsthätigkeit (die unter⸗ 

ſtützung einer nach § 1, lit. b der Miniſterial⸗ Verordnung vom 

8. Juni 1857 über Winkelſchreiber unzuläſſigen Thätigkeit) nicht 
ausſchließen. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 19. October 1898 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde de praes. 
8. Juli 1898, Z. 283 R. G., des Johann Engliſch, Beamten der ſtädti— 
ſchen Krankeucaſſe in Krakau, des Vincenz Czekay, Schloſſer in Krakau, 
und des Franz Sulczewski, Steinmetzes in Krakau, ſäumtlich durch 
Dr. Adolf Groß in Krakau, wider die Entſcheidung des k. k. Mini- 
ſteriums des Innern vom 19. Juni 1898, Z. 19.850, wegen Verletzung 
des Rechtes der Vereinsbildung zu Recht erkannt: Durch die Ent— 
ſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 19. Juni 1898, 
Z. 19.850, hat eine Verletzung des ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſteten 
Rechtes, Vereine zu bilden, micht ſtattgefunden. 

Gründe: Die Beſchwerdeführer fechten die Entſcheidung des 
k. k. Miniſteriums des Innern vom 19. Juni 1898, Z. 19.850, an, 
mit welcher die Bildung des Rechtshilfe-Vereines in Krakau unterſagt 
wurde. Der erſte Abweiſungsgrund, daß angeſichts der allgemeinen 
Faſſung des § 2, Abſ. I, lit. a und Abſ. II der Statuten wie auch der 
im § 13, lit. a und b normirten Auftreibungsweiſe von Geldmitteln 
zur Erreichung des Vereinszweckes dieſer Zweck des Vereines der Be— 
ſtimmung des $ 1, lit. b der Minifterial-Verordnung vom 8. Juni 1857, 
R. G. Bl. Nr. 114, betreffend das Verfahren gegen Winkelſchreiber zu— 
widerlaufe, ſei nicht ſtichhältig, da laut der eben eitirten Verordnung 
beim Winkelſchreiber die gewinuſüchtige Abſicht vorausgeſetzt wird, und 
zwar in den Fällen, wo die Vertretung durch einen Rechtsfreund nicht 
obligatoriſch iſt (§ 1, lit. b); ohne dieſes geſetzliche Erforderniß ſei der 
Begriff der Winkelſchreiberei nicht gegeben. Nun heiße es im § 1 der 
Statuten deutlich: „er bezwecke die unentgeltliche Ertheilung ſowie 
die Vermittlung von Rechtshilfe jeder Art an ſeine Mitglieder“ und 
§ 2, Abf. II der Statuten enthalte die ausdrückliche Beſtimmung „die 
Vertrauensmänner ſowie die Rechtsbeiſtände werden ohne Entgelt 
beſtellt“. Es iſt daher unzweifelhaft und deutlich vorgeſehen, daß der Verein 
keine gewinnſüchtige Abſicht hat; es müßte ſonſt umgekehrt bei Definirung 
der Vereinszwecke deutlich die gewinnſüchtige Abſicht hervorgekehrt werden; 
dann wäre aber laut des § 2 des Geſetzes vom 15. November 1867, 
R. G. Bl. Nr. 134, dieſes Geſetz auf den Verein anzuwenden. Es würden daher 
nur die im 8 1, lit. a der citirten Verordnung vorgeſehenen Fälle 
möglich fein, d. h. es müßte aus den SS 1 und 2 der Statuten er- 
ſichtlich ſein, daß durch dieſelben die Anſtellung von Perſonen beab- 
ſichtigt wird, welche, ohne berechtigter Rechtsfreund zu ſein, in denjenigen 


Rechtsſachen, in welchen ſich die Parteien eines Rechtsfreundes bedienen 
müſſen, unbefugter Weiſe im Namen von Parteien einzuſchreiten oder 
Eingaben für dieſelben zu verfaſſen hätten ($ 1a der citirten Ver⸗ 
ordnung). Abgeſehen davon, daß eine derartige Beſtimmung ganz zwecklos 
wäre, iſt es überhaupt unbegreiflich, welche Beſtimmung der Statuten 
zu einer derartigen Interpretation Anlaß gegeben habe, wie ſie in der 
angefochtenen Entſcheidung enthalten iſt. Es heißt ja dort allgemein, 
daß der Zweck des Vereines unentgeltliche Ertheilung ſowie Vermittlung 
von Rechtshilfe an ſeine Mitglieder iſt, ferner daß der Verein ſeinen 
Zweck erreicht: a) durch von ſeinen Vertrauensmännern gewährleiſtete 
oder durch den Verein vermittelte Rechtsbeiſtandſchaft, b) durch Ver⸗ 
anſtaltung von rechtsbelehrenden Vorträgen ꝛc., e) durch alle ſonſtigen 
Mittel. Nach § 6 des Vereinsgeſetzes kann ein Verein nur dann unter- 
ſagt werden, wenn derſelbe nach ſeinem Zwecke oder nach ſeiner Ein⸗ 
richtung geſetz- oder rechtswidrig oder ſtaatsgefährlich iſt. Keiner vou 
dieſen Fällen iſt vorhanden, denn es iſt nirgends in den Statuten er— 
wähnt, daß die Vertrauensmänner des Vereines eben nicht Advocaten 
ſein werden, und daß ſie, ohne Advocaten zu ſein, gerade in jenen 
Sachen Rechtsbeiſtand leiſten werden, wo die Vertretung durch den 
Advocaten obligatoriſch iſt. Im Gegentheil, im § 2, Abf. a, wo aus— 
drücklich betont wird: „in den Grenzen des Geſetzes“, wie auch im Ab— 
ſatze e des § 2, wo es heißt: „durch alle ſonſtigen geſetzlichen Mittel“ 
iſt deutlich hervorgehoben, daß überhaupt eine Geſetzübertretung gar 
nicht bezweckt wird und iſt der ganze § 2 der Statuten ſo ſtiliſirt, 
daß er jeden Mißbrauch ausſchließt. Es genüge nicht zur Unterſagung 
der Vereinsbildung, wenn blos die Möglichkeit einer Geſetzesübertretung 
in die Statuten hineininterpretirt wird. Es ſei gar nicht nothwendig, 
daß bei jedem Worte und bei jedem Begriffe zugleich hinzugefügt wird, 
daß die ſonſtigen geſetzlichen Erforderniſſe einzuhalten find. Eine der- 
artige Aufzählung von Verwaltungsvorſchriften in Vereinsſtatuten ſei 
ganz unnbthig, weil keine Vorſchrift exiſtirt, durch welche Vereine von 
den allgemein geltenden geſetzlichen Vorſchriften eximirt wären. Eine 
ſolche Eremption könne ja überhaupt durch Kenntnißnahme der Statuten 
gar nicht ſtattfinden. Es ſei daher nicht zu befürchten, daß durch 
Keuntnißnahme der abgewieſenen Statuten ein Zweifel darüber entſtehen 
könnte, ob die Beſtimmungen des § 1, lit. a der Miniſterial⸗Verordnung 
vom 8. Juni 1857, R. G. Bl. Nr. 114, für den Verein verbindlich 
ſind. Wenn es demnach geradezu ausgeſchloſſen ſei, daß durch Bewilligung 
der Vereinsbildung auch die Erlaubniß gegeben wäre, die Beſtimmungen 
des 81, lit. a der citirten Miniſterial- Verordnung über' Winkel⸗ 
ſchreiberei nicht zu beachten, ſo könne nicht geſagt werden, daß die 
geſetzlichen Erforderniſſe zur Unterſagung des Vereines laut § 6 des 
Vereinsgeſetzes gegeben find. Als zweiter Grund der Abweiſung der Statuten 
wird ferner die Normirung der Auftreibung von Geldmitteln zur Erreichung 
des Vereinszweckes im § 3, lit. a und b der Statuten angegeben. Inwiefern 
dieſe Beſtimmungen den Vorſchriften des § 1, lit. b der Miniſterial-Ver⸗ 
ordnung vom 8. Juni 1857, R. G. Bl. Nr. 114, zuwiderlaufen, iſt 
nicht erweislich. Die im § 3 der Statuten normirten Beiträge der 
Mitglieder haben lediglich den Zweck, die Selbſterhaltungskoſten des 
Vereines zu decken, wie die Koſten eines Vereinslocales, der Beleuchtung 
und Beheizung u. dergl. Daß zur Deckung dieſer Auslagen die Mit 
glieder des Vereines herbeigezogen werden, begründe doch keineswegs die 
Vermuthung, daß hiedurch gegen die Vorſchrift des § 1 der Miniterial- 
Verordnung vom 8. Juni 1857 verſtoßen wird. Dieſe Anſchauung wäre 
nur dann berechtigt, wenn im § 3 der Statuten oder irgendwo die 
Beſtimmung enthalten wäre, die Beiträge der Mitglieder hätten als 
Entgeld für den ihnen zu leiſtenden Rechtsbeiſtand zu gelten. Dies ſei 
aber nicht der Fall und eine ſolche Interpretirung des § 3 der Statuten 
erſcheine völkig unbegründet. Es wird demnach die Bitte geſtellt, das 
k. k. Reichsgericht geruhe zu erkennen, daß durch die angefochtene Ent— 
ſcheidung das den Beſchwerdeführern als öſterreichiſchen Staatsbürgern 
durch das Staatsgrundgeſetz gewährleiſtete politiſche Recht, Vereine zu 
bilden, verletzt wurde. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Bei der mündlichen Verhandlung wurde ſeitens des Vertreters 
des k. k. Miniſteriums des Innern geltend gemacht, daß das Miniſterium 
des Innern vor ſeiner Entſcheidung wegen der Beziehung der An— 
gelegenheit zu dem Reſſort des Juſtizminiſteriums mit letzterem das Ein— 
vernehmen gepflogen habe. Das Juſtizminiſterium habe hiebei den Stand⸗ 
punkt eingenommen, daß der geplante Verein, wenngleich er nur „in 
den Grenzen des Geſetzes thätig ſein wolle“, doch Gewährung oder Ver— 
mittlung der Rechtsbeiſtandſchaft in „allen Lagen des Lebens“ beab— 


ſichtige, wodurch, ſoweit es ſich um die Urkundenverfaſſung und die 
Verfaſſung gerichtlicher Eingaben handle, die Colliſion mit den Beſtim⸗ 
mungen der Verordnung über Winkelſchreiber gegeben erſcheine. Auf 
Grund dieſer Aeußerung ſei dann die Unterſagung der Vereinsbildung 
durch das k. k. Miniſterium des Innern erfolgt. 

Das Erkenntniß des Reichsgerichtes beruht auf folgenden Er— 
wägungen: 

Obwohl im § 1, Abſ. II der Statuten beſtimmt iſt, daß die Ver- 
trauensmänner und Rechtsbeiſtände des Vereines ohne Entgelt beſtellt 
werden ſollen, ſo fehlt doch in den Statuten jede Garantie dagegen, 
daß die Beſtellung ſolcher Rechtsbeiſtände ſich nicht zur Unterſtützung 
einer nach § 1, lit. b der Miniſterial-Verordnung vom 8. Juni 1857, 
R. G. Bl. Nr. 114, unzuläſſigen Thätigkeit geſtalte. 

Die Unterſtützung einer ſolchen Thätigkeit könnte vielmehr in vielen 
11555 in dem Wortlaute des § 2, Abſ. I der Statuten eine Deckung 
inden. 

Das Reichsgericht pflichtet daher der der angefochtenen Miniſterial— 
Entſcheidung zugrunde liegenden Anſicht bei, daß der Zweck des Ver— 
eines als ein geſetzmäßiger in den Statuten nicht hinreichend präeiſirt 
ſei und daß daher die Statuten eine Geſetzwidrigkeit nicht ausſchließen, 
und es vermochte daher in jener Entſcheidung eine Verletzung des ſtaats— 
grundgeſetzlichen Rechtes der Vereinsbildung nicht zu erkennen. 

(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 18. October 1898, 3. 341.) 


Für die Auwendung der Veſtimmungen des 5 30 des Geſetzes vom 

25. Deeember 1894, R. G. Bl. Nr. 1 ex 1895, rückſichtlich der Be⸗ 

rechnung der im Geudarmeriedienſte zugebrachten Dienſtzeit kommt 

es nicht auf das Datum der Peuſionirung, ſondern auf den Zeit⸗ 

punkt der Couſtatirung der Juvalidität, beziehungsweiſe des Ver⸗ 
ſorgungsanſpruches an. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 4. Juli 1898 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Klage de praes. 16. Mai 1898, 
Z. 185 R. G., des Johann Zehaluk, penſ. k. k. Gendarmerie-Titular- 
Poſtenführers in Czernowitz, durch Dr. Hulles, gegen das k. k. Mini⸗ 
ſterium für Landesvertheidigung wegen Penſionserhöhung, zu Recht er- 
kannt: Das Klagebegehren wird abgewieſen. 


Gründe: Mit dem Decrete vom 23. Juni 1895, Z. 1 III, 
wurde der Kläger mit ¼ feiner letzten Activitätsbezüge von jährlichen 
550 fl., d. i. mit 206 fl. 25 kr. jährlich penſionirt. Als anrechen⸗ 
bare Geſammtdienſtzeit wurden nur 15 Jahre 4 Monate und 1 Tag 
angenommen. Da aber vom 16. Februar 1883 als dem Dienſtantritts⸗ 
tage bis 30. Juni 1895 als dem Dienſtaustrittstage die Geſammtdienit⸗ 
zeit 12 Jahre 4 Monate und 15 Tage und mit Berückfichtigung der 
Anordnung des $ 30 des Geſetzes vom 25. December 1894, R. G. Bl. 
Nr. 1 ex 1895, daß jedes im Gendarmeriedienſte zugebrachte volle Jahr 
bei der Penſionsbemeſſung als eine Dienſtzeit von 16 Monaten berechnet 
wird, 16 Jahre, 4 Monate und 15 Tage beträgt, ſo hätte nach der 
Meinung des Klägers ihm die Penſion nach der Durchſührungsverordnung 
zum § 30 des citirten Geſetzes in der Weiſe bemeſſen werden ſollen, 
daß zu den drei Achteln der zuletzt bezogenen Activitätsgebür, d. i. 206 fl. 
25 kr. für jedes weitere anrechenbare Dienſtjahr, ſomit für ein weiteres 
Jahr 2˙5% der Activitätsgebür, d. i. der Betrag von 13 fl. 75 kr. 
zuzurechnen war; die Geſammtpenſion hätte ſomit mit 220 fl. vom 
1. Juli 1895 dem Kläger angewieſen werden ſollen. Eine diesfällige Ein- 
gabe des Klägers wurde mit dem Erlaſſe des genannten Miniſteriums 


vom 11. November 1896, Z. 4s III, in der Weiſe erledigt, daß ihm 
mitgetheilt wurde, es ſei über ſeine Bitte bereits endgiltig entſchieden, 
daher eine Ueberprüfung des Gegenſtandes und neuerliche Entſcheidung 
nicht erforderlich erſcheine. Der Kläger ſtellt daher bei dem k. k. Reichs- 
gerichte die Bitle, dasſelbe möchte erkennen, das k. k. Miniſterium für 
Landesvertheidigung ſei ſchuldig, ihm den zu wenig angewieſenen Penſions⸗ 
betrag von jährlichen 13 fl. 75 kr. ſammt Verzugszinſen für die Ver— 
gangenheit auf einmal, dagegen in der Zukunft in den vorgeſchriebenen 
Zahlungsterminen auszuzahlen. 

In der Gegenſchrift wird erwidert: 

Der Kläger wurde mit dem Miniſterial-Erlaſſe vom 23. Juni 
1895, Z. , III, nach Maßgabe der bis Ende Juni 1895 anrechen— 
baren Dienſtzeit von 15 Jahren 4 Monaten und 1 Tag gemäß § 43, 
Alinea 1 des auf ihn noch anzuwendenden Geſetzes vom 26. Februar 
1876, R. G. Bl. Nr. 19, beziehungsweiſe gemäß S 2 der kaiſerlichen 
Verordnung vom 9. December 1866, R. G. Bl. Nr. 157, die mit 3), 


der letzten Activitätsbezüge von 550 fl., d. i. mit 206 fl. 25 kr. jqähr⸗ 
lich entfallende Penſion vom 1. Juli 1895 an bewilligt. Die anrechen⸗ 
dare Geſammtdienſtzeit war hiebei folgendermaßen berechnet worden: 
Dienſtzeit im Heere vom 4. October 1878 bis 20. September 1881 
— 2 Jahre 11 Monate 16 Tage; Dienſtzeit in der Gendarmerie 
vom 16. Februar 1883 bis 30. Juni 1895 12 Jahre 4 Mo⸗ 
nate 15 Tage; Geſammtdienſtzeit = 15 Jahre 4 Monate 1 Tag. 
Eine erhöhte Anrechnung der im Gendarmeriedienſte zugebrachten vollen 
12 Jahre als eine Dienſtzeit von 16 Jahren, ſowie die Berechnung der 
Dieuſtzeit von Jahr zu Jahr im Sinne des § 30 des Geſetzes vom 
25. December 1894, R. G. Bl. Nr. 1 ex 1895, konnte nicht ſtattfinden, 
da die bezüglichen Begünſtigungen nach der Durchführungs -Ver— 
ordnung vom 20. März 1895, R. G. Bl. Nr. 43, zum erwähnten Gen- 
darmerie-Geſetze ad § 30 nur bei denjenigen Anwendung finden, deren 
Verſorgungsanſpruch gelegentlich der Superarbitrirung „nach der Kund— 
machung dieſes Geſetzes conſtatirt wurde“, während die Superarbitrirung, 
bei welcher der Verſorgungsanſpruch Zehaluk's conſtatirt wurde, ſchon 
am 20. November 1894, ſohin lange vor der Kundmachung des er— 
wähnten Gendarmerie-Geſetzes ſtattgefunden hatte. Der Kläger dürfte 
ſeinen vermeintlichen und nicht näher motivirten Anſpruch aus den 
Tharfachen ableiten, daß ihm die Penſion vom 1. Juli 1895 an, ſohin 
erſt nach der Wirkſamkeit des Geſetzes vom Jahre 1894 flüſſig gemacht 
wurde. Hiezu muß bemerkt werden, daß die Flüſſigmachung der Penſion 
des Klägers allerdings eine Verzögerung erfuhr, wodurch er aber nicht 
nur keinen Schaden erlitt, ſondern die weſentlichen Vortheile erlangte, 
daß ihm bis Ende Juni 1895 die vollen Activitätsgebüren ausgefolgt 
wurden, daß er eine anrechenbare Dienſtzeit von über 15 Jahren er⸗ 
reichte und infolge deſſen ſtatt nur ¼ öder letzten Activitätsbezüge 3/, 
derſelben als Penſion erhielt, und daß ihm endlich die höhere Dienſt— 
zulage von 150 fl. vom 1. März 1895 au, alſo zu einer Zeit, da er 
ſchon lange keinen Dienſt mehr verrichtete, zuerkannt und auch bei der 
Penſionsbemeſſung angerechnet wurde. Für die angeſprochene Anwendung 
der begünſtigenden Beſtimmungen des § 30 des Geſetzes vom Jahre 1894 
mangelt aber jede geſetzliche Grundlage. Hiebei erſcheint als weſentliches 
Moment ausfchlaggebend, mit welchem Zeitpunkte die den Verſorgungs⸗ 
auſpruch begründende und ſohin rechtserzeugende Thatſache der Con⸗ 
ſtatirung der Invalidität durch die Superarbitrirungs-Commiſſion ein⸗ 
trat. Nachdem dieſe Conſtatirung aber ſchon am 20. November 1894, 
alſo noch unter der Wirkſamkeit des Gendarmerie-Geſetzes vom Jahre 
1876 erfolgte, fo kann nur dieſes Geſetz, niemals aber § 30 des Gen⸗ 
darmerie-Geſetzes vom Jahre 1894 augewendet werden, zumal deſſen 
Anwendbarkeit auch nach dem klaren Wortlaute der Durchführungs-Ver⸗ 
ordnung vom 20. März 1895, R. G. Bl. Nr. 43 ad $ 30, gänzlich 
ausgeſchloſſen erſcheint. Es wird demnach um Abweiſung des Klage— 
begehrens gebeten. 

Das Erkenntniß des Reichsgerichtes beruht auf folgenden Erwä— 
gungen: 

Nachdem die Conſtatirung der Invalidität des Klägers und ſomit 
ſeines Verſorgungsauſpruches durch die Superarbitrirungs-Commiſſion 
am 20. November 1894, alſo vor der Wirkſamkeit des Gendarmerie— 
Geſetzes vom Jahre 1894 erfolgt iſt und die Anordnung des letzteren, 
wonach die Begünſtigung bezüglich der Penſionsbemeſſung nur bei jenen 
Gendarmen ſtattzufinden hat, deren Verſorgungsanſpruch gelegentlich der 
Superarbitrirung nach der Kundmachung dieſes Geſetzes conſtatirt wurde, 
ausgeſchloſſen erſcheint, fo muß der Anſpruch des Klägers als geſetzlich 
unbegründet bezeichnet werden. 

Nicht auf das Datum der Penſionirung, ſondern auf den Zeit— 
punkt der Conſtatirung der Invalidität durch die Superarbitrirungs— 
Commiſſion und ſomit des Verſorgungsanſpruches, kommt es nach dieſem 
Geſetze an, und dies iſt am 20. November 1894 erfolgt. 

Ueber die Proceßkoſten wurde von dem Reichsgerichte kein Aus— 
ſpruch gefällt, da von dem obſiegenden Aerar diesfalls keine Forderung 
erhoben wurde. 

(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 4. Juli 1898, Z. 31.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben die Abberufung des a. o. und bevollmächtigten Bot⸗ 
ſchafters am kaiſ. rufſiſchen Hofe Fz. Prinzen von und zu Liechtenſtein ge 
nehmigt und demſelben die allerhöchſte Anerkennung und den allerhöchſten 
Dank bekanntgeben laſſen. 
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Se. Majeſtät haben den Landesregierungsrath in Schleſien Dr. Auguſt 
Netolitzky zum Statthaltereirathe der n. ö. Statthalterei ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Ernſt von Roretz, dem 
Director des allgemeinen Krankenhauſes Dr. Victor Mucha und dem Oberſtadt⸗ 
phyfikus Regierungsrathe Dr. Emil Kammerer tarſrei den Orden der eiſernen 
Krone III. Claſſe, dem Stadtphyſikus Dr. Adolf Löffler das Ritterkreuz des 
Frauz Kofef-Ordens, dem Verwalter der Wiener Krankenanſtalten im allgemeinen 
Krankenhauſe Karl Binder taxfrei den Titel eines kaiſ. Rathes, dann dem 
Adjuncten in dieſem Krankenhaufe Joh. Zuckriegel und dem ſtädtiſchen Ober⸗ 
bezirksarzte Dr. Alois Grünberg das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 5 

Se. Majeſtät haben dem Vicedirector des k. k. Hauptmünzamtes, Berg: 
rathe Demeter Petrovits und dem Bergrathe Ignaz Laſus den Titel und 
Charakter eines Oberbergrathes, beiden taxfrei, verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Finanzprocuratur in Lemberg 
Dr. od. Ruebenbauer anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter 
eines Hofrathes taxfrei verliehen. 8 

Se. Majeſtät haben dem penſionirten Bergdirector Richard Fitz in Brür 
den Titel eines Bergrathes taxfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Forſtmeiſter Fz. Czihak zum Forſtinſpector bei 
der k. u. k. Privat: und Familienfondsgüter⸗Direction in Prag ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Kanzleioffictal Fz. Toman in Kojetein anläß⸗ 
lich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Alfons Pirc zum Landesregierungs⸗Sceretär in Krain ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Joh. Sailer zum 
Rechnungsrathe der Finanz⸗Landesdirection in Innsbruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzconcipiſten der Lotto-Gefällsdirection 
Alfred Freih. v. Gemmel-Fliſchbach ad personam zum Finanzcommiſſär 
daſelbſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat im k. k. Patentamte ernannt: zu Miniſterial— 
Viceſecretären: die Gerichtsſecretäre Dr. Eduard Fiſcher v. See und Filipp 
Ritter von Stahl, den Miniſterial⸗Viceſecretär des Handelsminiſteriums Dr. Joſef 
Hnatek, den Miniſterial-Concipiſten des Handelsminiſteriums Eduard Freih. 
Sochor v. Friedrichsthal, die Gerichts -Adjuncten Eugen Hecht und 
Dr. Alfred Pranter, zum Miniſterial⸗Concipiſten: den Concepts⸗Prakti⸗ 
kanten Ludw. Freih. v. Haan, zum Baurathe den Oberingenieur Karl Ru⸗ 
brieius, zum techniſchen Rathe: den Obercommiſſär der Direction der 
Normal-Aichungscommiſſion Joh. Sehulka, zu Obercommiſſären: die 
Patent⸗Ingenieure Rob. Brünner, Dr. Camillo Weſſely, Karl Holler, 
Alex. Rundenſteiner, Dr. Richard Mayer, Joſef Schiedt, Joſef Wurſt, 
Victor Höbling und Karl Moldauer, zu Commiſſären: den Bau⸗Ad⸗ 
juncten Dr. Ludw. Kusminsky, die techniſchen Beamten Guſtav Scherer, 
Walter Schorr und Heinr. Löſter, den Lehrer Ignaz Dickl, den Aſſiſtenten 
an der techniſchen Hochſchule in Brünn Leop. Jeſſer, die techniſchen Beamten 
Otto Girowitz und Bohuslav Bavloufef und den proviſoriſchen Commiſſär 
der Normal Aichungscommiſſion Dr. Karl Franz, zu Commiſſärs⸗Ad⸗ 
juncten: die proviſoriſchen Bau-Adjuncten Johann Reiſſig, Clemens Ritter v. 
Wartereſiewies und Joh. v. Wyſocki. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Wenzel Kvapil in Wien 
zum Oberpoſtverwalter ernannt. 955 a a 1 

Der Handelsminiſter hat den Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten des Handels: 
miniſteriums Simon Radakovich zum Kanzleidirector im Patentamte ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Dr. Joh. Suman in Klagenfurt zum 
Miniſterial⸗Concipiſten im Patentamte ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat im Status der Beamten der 
Wiener k. k. Krankenanſtalten den Official Joh. Wetzka zum Verwaltungs⸗ 
Adjuncten, die Kanzliſten Moriz Zecha und Ernſt Woſchilda zu Officialen 
und die Amtspraktikanten Eduard Leſigang und Mich. Zwölfer zu Kanzliſten 
ernannt. 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Statthalterei Kanzliſten 
Adolf Kiffe zum Kanzleiofficial ernannt. 

Das Präſidium der k. k. n. ö. Finanz Landesdirection hat bei der 
k. k. Taxamtscaſſe in Wien den Official Joh. Schiel zum Caſſier, die Aſſiſtenten 
Hermann Nemetz und Raimund Pirker zu Officialen und die Finanz-Caſſen⸗ 
vraktifanten Romuald Drzemalik und Karl Kirchweger zu Aſſiſtenten 
ernannt. 


Erledigungen. 


2 Bezirks-Commifſärsſtellen, eventuell 2 Statthalterei-Conci⸗ 
piſtenſtellen im Status der politiſchen Verwaltung in Böhmen bis 18. Te: 
cember. (Amtsblatt Nr. 285.) > 

2, eventuell 3 Polizei-Rathsſtellen mit der VII. Rangsclaſſe, 3, 
eventuell 4 Polizei⸗-Obercommifſärsſtellen mit der VIII. Rangsclaſſe, 
4, eventuell 5 Polizei- Commiſſärsſtellen mit der IX. Rangsclaſſe, 
5, eventuell 6 Polizei⸗Concipiſtenſtellen mit der X. Rangsclaſſe bei der 
k. k. Polizei⸗Direction in Wien bis 20. Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 286.) 

6 bis 8 Kanzliſtenſtellen mit der XI. Rangsclaſſe bei der k. k. Polizei⸗ 
Direction in Wien bis 20. Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 286.) , 

Mehrere Kanzliftenftellen mit der XI. Rangsclaſſe im Finanz: 
miniſterium bis 16. Jänner 1899. (Amtsblatt Nr. 289.) 
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6 Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 101 und 102 der Erkenutniſſe 1897. 


Druck von Gottlieb Giſtel & Comp. in Wien. 


